
 

 Stadtverwaltung Rathausplatz 1 Telefon  052 742 20 20 stadtverwaltung@steinamrhein.ch 

  8260 Stein am Rhein Direkt  052 742 20 20 www.steinamrhein.ch 

An den Einwohnerrat 

Stein am Rhein 

 

 

 

Stein am Rhein, 22. Oktober 2025 

 

 

Stellenplanerhöhung Bereich Bauamt 
 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

1. Antrag 

Der Stadtrat unterbreitet Ihnen folgenden Antrag zur Beschlussfassung: 

‒ Genehmigung der Erhöhung des Stellenplans im Bereich Bauamt um 100 % per 1. Januar 2026 
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2. Das Wichtigste in Kürze 

Das Bauamt Stein am Rhein steht seit Jahren unter Druck. Die personellen Ressourcen sind seit 2013 

netto um rund 100 Stellenprozente gesunken, während die Aufgaben stetig zugenommen haben. Heute 

müssen mit weniger Personal mehr Leistungen erbracht werden. 

Die zusätzlichen, wiederkehrenden Arbeiten entsprechen einem Aufwand von fast 100 Prozent eines 

Vollzeitpensums. Zusätzlich sind für die Wasserversorgung zwar 50 Stellenprozente vorgesehen, diese 

können jedoch nicht wirksam genutzt werden, da eine feste Stellvertretung fehlt. 

Der Stadtrat hat die Situation durch eine externe Analyse überprüfen lassen. Die dort vorgeschlagenen 

Auslagerungen erwiesen sich als teurer und organisatorisch kaum umsetzbar. Eine interne Lösung in Form 

einer Stellenplanerhöhung ist die wirtschaftlichere, effizientere und nachhaltigere Variante. 

Mit der beantragten Erhöhung um 100 Stellenprozente per 1. Januar 2026 kann das Bauamt die 

gestiegenen Anforderungen erfüllen, die Qualität der Leistungen sichern und die Versorgungssicherheit im 

Bereich Wasser dauerhaft gewährleisten. 

3. Personalsituation 

 Aktuelle Personalsituation (IST) 

Im Bereich Bauamt der Stadt Stein am Rhein arbeiten derzeit sechs Personen: der Leiter Bauamt (100 % 

Pensum), vier Mitarbeitende (jeweils 100 % Pensum) sowie ein Lernender. Zudem wird das Bauamt seit 

einigen Jahren punktuell durch Teilnehmende der Arbeitsintegration unterstützt. Die Zusammenarbeit 

funktioniert gut, ist aber von den Zuweisungen des Sozialamts abhängig und stark von den individuellen 

Fähigkeiten und der körperlichen Verfassung der Teilnehmenden beeinflusst. Diese Unterstützung ist 

zwar hilfreich, aber nicht verlässlich planbar und kann stark schwanken. Seit einigen Jahren unterstützt 

zudem ein Teilnehmer der Arbeitsintegration das Bauamt mit einem Pensum von 100 %, doch auch 

diese Unterstützung ist nicht gesichert und könnte jederzeit wegfallen. 

 Personalentwicklung seit 2013 

Seit 2013 ist es im Bauamt zu einer Reduktion von insgesamt 180 Stellenprozenten gekommen. 

Ursache dafür waren Pensionierungen und Verschiebungen von Mitarbeitenden in andere Funktionen 

oder Abteilungen. Nur ein kleiner Teil der Abgänge konnte durch neue Anstellungen oder 

Stellenaufstockungen kompensiert werden. Unter dem Strich hat das Bauamt heute rund 100 

Stellenprozente weniger für seine Kernaufgaben zur Verfügung als noch vor zehn Jahren. 
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Jahr 
Veränderung in 

Stellenprozenten 
Bemerkung Auswirkung auf Bauamt 

2013 -100 Zwei Pensionierungen. Eine Stelle ersetzt. 

Die zweite Stelle entfiel für das Bauamt: 

50 % nicht ersetzt, 50 % in 

Wasserversorgung/Wärmeverbund 

verschoben. 

Deutlicher Abbau der 

Bauamtsressourcen 

2015 -100 Austritt eines Mitarbeiters Werkhof, neu 

Feuerwehr. Stelle nicht ersetzt 

Wegfall von 70 % Werkhof 

und 30 % Feuerwehr 

(Materialwart) 

2021 +20 Nachfolge mit Stellenaufstockung um 20 % Teilweise Kompensation, 

aber deutlich unter Niveau 

von 2013 

Saldo 2013-

2024 

-180 Davon rund –100 % für Bauamtsarbeiten, 

Rest durch Verschiebungen in andere 

Bereiche 

Bauamt heute mit deutlich 

geringerer Personalbasis 

Diese Übersicht zeigt, dass es seit 2013 zu einer Reduktion von insgesamt 180 Stellenprozenten gekommen 

ist. Davon entfallen rund 100 Stellenprozente direkt auf die Bauamtsarbeiten. Die übrigen 80 Stellenprozente 

sind durch Verschiebungen in andere Bereiche entstanden, insbesondere in die 

Wasserversorgung/Wärmeverbund sowie in die Feuerwehr. 

 Fazit 

Das Bauamt verfügt heute über deutlich weniger personelle Ressourcen als 2013. Der Rückgang beträgt 

netto rund 100 Stellenprozente. Gleichzeitig haben sich die Aufgaben in dieser Zeit nicht verringert, 

sondern eher ausgeweitet. 

4. Dauerhafte Mehrbelastung im Bauamt 

Das Bauamt hat sich in den letzten Jahren stetig weiterentwickelt und ist im Vergleich zu früher für 

wesentlich mehr Aufgaben zuständig. Besonders der Strassen- und Anlagenunterhalt hat stark 

zugenommen. Hinzu kommt der Unterhalt der Wanderwege, welcher vom Kanton gefordert wird. Auch 

die administrativen Aufgaben für den Leiter Bauamt sind kontinuierlich gestiegen. 
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 Zusätzliche wiederkehrende Arbeiten 

Die folgende Übersicht zeigt die zusätzlich entstandenen, wiederkehrenden Arbeiten mit ihrem jährlichen 

Zeitbedarf: 

Arbeiten Beschreibungen Stunden pro Jahr 

Kontrolle 

Strassenbeleuchtung 

Visuelle Kontrolle der Funktionstüchtigkeit, Prüfung auf 

Schäden 

30 

Rostbehandlungen 

Kandelaber 

Mastfüsse freilegen, Erneuerung Korrosionsschutz 160 

Neophyten-Bekämpfung Pflanzen inkl. Wurzeln entfernen, Mulchen 240 

Unterhalt Wanderwege Erneuerung Geländer und Trittstufen, Instandstellung mit 

Kies 

200 

Liegenschaftsunterhalt 

(Herfeld, Villa Irmiger, 

Pumptrack, Skatepark, 

Kita Schatztruhe, 

Verwaltungsgebäude, 

Rhygüetli etc.) 

Rasenpflege, Heckenpflege, Reinigungsarbeiten, 

Winterdienst, kleinere Unterhaltsarbeiten, 

Abfallentsorgung, Unterhalt Kanalisation 

320 

Reinigung und Unterhalt 

Parkhaus 

Abfallentsorgung, Reinigung, Winterdienst 100 

Unterhalt Spielplätze Grünpflege, Heckenpflege, visuelle Kontrollen, 

Unterhaltsarbeiten, Abfallentsorgung 

235 

Unterhalt 

Unterflurcontainer inkl. 

Winterdienst 

Reinigungsarbeiten, visuelle Kontrollen, Winterdienst 60 

Arbeiten Friedhof Rasenpflege, Aushub Grabstätte, Winterdienst 60 

Unterhalt 

Naturschutzgebiet 

Grünunterhalt, visuelle Kontrollen, Abfallentsorgung 40 

Unterhalt Schiffländi 

nach Neugestaltung 

Reinigung, Abfallentsorgung, Unterhalt Sitzbänke, 

Grünpflege Bäume gemäss Konzept, Unterhalt 

Blumenschmuck inkl. Bewässerung, Unterhalt 

chaussierte Flächen 

120 

Unterhalt Degerfelder-

Allee, -weg, -strasse 

Grünunterhalt Grünflächen inkl. Bewässerung, seitliche 

Verengungen, Grünpflege Bäume, zusätzliche Flächen 

Winterdienst 

100 

Unterhalt 

Bootssteganlage 

Reinigungsarbeiten, visuelle Kontrollen 60 
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Parkplatz Undere 

Obstmäärkt nach 

Neugestaltung 

Wegunterhalt, Grünunterhalt Blumenschmuck, Bäume 

und Hecken 

120 

Unterhalt 

Blumenschmuck 

Rheinbrücke 

Montage, Pflege, Düngung, Demontage 40 

Unterhalt 

Bahnhofstrasse 

Reinigungsarbeiten, Abfallentsorgung, visuelle Kontrollen 30 

Littering-Bekämpfung Entsorgung von illegal deponiertem Abfall auf 

öffentlichem Grund 

130 

Total  2’045 

Dies entspricht einem jährlichen Aufwand von rund 2’045 Stunden, also fast 100 % eines 

Vollzeitpensums (Referenz: 2’184 Stunden = 100 %). 

 Weitere Belastungsfaktoren 

Die Reduktion der Stellenprozente in den vergangenen Jahren hat zu einer dauerhaft hohen Auslastung 

im Bauamt geführt. Aufgrund der knappen Personalressourcen mussten Arbeiten priorisiert und teilweise 

verschoben werden. Insbesondere die Neophytenbekämpfung leidet unter dieser Priorisierung, was von 

den Rebbauern negativ wahrgenommen wird. Auch beim Unterhalt der städtischen Liegenschaften 

können nicht alle Arbeiten im geplanten bzw. gewünschten Umfang durchgeführt werden. 

Neben diesen Einschränkungen zeigen sich weitere Belastungsfaktoren: 

‒ Saisonale Spitzen wie Winterdienst, Grünpflege im Sommer oder Einsätze bei Anlässen führen 

regelmässig zu Überlastungssituationen. 

‒ Die Bevölkerung erwartet heute eine hohe Qualität und kurze Reaktionszeiten, beispielsweise bei der 

Reinigung des öffentlichen Raumes oder bei Unterhaltsarbeiten. Beschwerden und Reklamationen 

nehmen zu, wenn Leistungen nicht wie gewohnt erbracht werden können. 

‒ Abwesenheiten durch Ferien oder Krankheit lassen sich kaum auffangen, da Stellvertretungen fehlen. 

Dies erhöht den Druck auf das verbleibende Personal deutlich. 

‒ Viele Arbeiten sind körperlich anstrengend. Dauerhafte Belastung birgt gesundheitliche Risiken und 

kann zu krankheitsbedingten Ausfällen führen. 

‒ Auch ausserhalb der regulären Arbeitszeit entstehen Belastungen, etwa durch Winterdiensteinsätze 

oder Notfälle nach Starkregenereignissen. 

Die Folgen sind spürbar: Wenn Arbeiten nicht abgeschlossen werden können, ist das nicht nur für die 

Bevölkerung unbefriedigend, sondern auch für die Mitarbeitenden selbst. Berufsstolz und Freude an der 

Arbeit leiden. Viele können die unerledigten Aufgaben nach Feierabend nicht einfach «abstellen» – die 

Arbeitslast wird gedanklich mit nach Hause genommen, was die Erholung erschwert und langfristig das 

Risiko von Überlastung und Erschöpfung erhöht. 
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 Fazit 

Die zusätzlichen, wiederkehrenden Arbeiten binden faktisch eine ganze Stelle, die im bestehenden 

Stellenplan nicht berücksichtigt ist. Damit muss das Bauamt mit den vorhandenen Ressourcen ein 

deutlich grösseres Aufgabengebiet abdecken. Die Folge sind Engpässe, Mehrbelastung der 

Mitarbeitenden und vermehrte externe Vergaben. Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass durch das 

Verschieben von Unterhaltsarbeiten präventive Massnahmen vernachlässigt werden. Dies kann zu 

Folgekosten führen, die deutlich höher sind als der Aufwand einer kontinuierlichen Pflege. Eine 

Verstärkung der Ressourcen ist daher nicht nur für die Mitarbeitenden notwendig, sondern auch im 

klaren Interesse der Stadt und ihrer Bevölkerung. 

5. Verbindung zur Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung ist eine zentrale Aufgabe der Stadt und zählt zur kritischen Infrastruktur. Für den 

sicheren Betrieb ist eine ausreichende personelle Abstützung notwendig. Für die Wasserversorgung 

stehen für den Leiter 100 Stellenprozente zur Verfügung. Zusätzlich sind 50 % Stellenprozente im 

Bauamt als Unterstützung vorgesehen. Seit dem Weggang eines Mitarbeitenden im Jahr 2021 gibt es 

jedoch keine fixe Stellvertreterregelung mehr, wodurch diese Ressourcen aktuell nicht wie vorgesehen 

genutzt werden können. 

Den Pikettdienst übernehmen derzeit die Firma Küwa Haustechnik, der Leiter Bauamt sowie der Leiter 

Wasserversorgung gemeinsam. Der Bereichsleiter Tiefbau ist lediglich als Übergangslösung 

eingebunden, da er nicht über die notwendige Fachkompetenz für den Pikettdienst verfügt. Diese 

behelfsmässige Lösung gewährleistet zwar den Betrieb, kann aber eine feste Stellvertretung nicht 

ersetzen und zeigt klar den Bedarf nach zusätzlicher Unterstützung. 

Auch im Tagesgeschäft unterstützen die Mitarbeitenden des Bauamts den Leiter Wasserversorgung nur 

so weit, wie es ihre Kapazitäten zulassen. Eine dauerhafte, verlässliche Unterstützung ist dadurch nicht 

gewährleistet. 

Die notwendige Unterstützung durch das Bauamt beinhaltet folgende Aufgaben: 

Arbeiten Beschreibungen Stunden pro Jahr 

Bauwerke & Quellen Kontrolle/Unterhalt Quellen und Bauwerke 570 

Netzunterhalt Schieber und Hydranten* 320 

Brunnen & Anlagen Öffentliche Brunnen und Grünunterhalt Bauwerke 400 

Betrieb & Sicherheit Pikettdienst, Entnahme Wasserproben 100 

Total  1’390 

*aktuell vollständig extern ausgelagert 

Der jährliche Aufwand für die Unterstützung in der Wasserversorgung beläuft sich auf rund 1’390 

Stunden, was einem Pensum von ca. 63 % entspricht. 
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Fazit 

Für die Zukunft ist es zwingend notwendig, eine feste Stellvertretung in der Wasserversorgung 

aufzubauen, die den Leiter Wasserversorgung auch im Tagesgeschäft entlastet. Die heutigen 

Mitarbeitenden im Bauamt können dies aufgrund der fehlenden Ressourcen nicht im vorgesehenen 

Umfang übernehmen. Der Leiter Wasserversorgung trägt die alleinige Verantwortung für die 

Wasserversorgung, eine der wichtigste Infrastrukturen der Stadt. Aufgrund der fehlenden Stellvertretung 

ist er praktisch ständig in Bereitschaft, was bedeutet, dass er auch in den Ferien oder im Krankheitsfall 

einer dauerhaften sehr hohen Belastung ausgesetzt ist. Dies ist auf Dauer nicht tragbar. Die 

Wasserversorgung braucht dringend eine feste Stellvertretung, auf welcher sich der Leiter verlassen 

kann. Nur so ist gewährleistet, dass die Wasserversorgung jederzeit sichergestellt ist und gleichzeitig die 

Gesundheit und Leistungsfähigkeit des Leiters erhalten bleibt. 

Mit der Schaffung einer zusätzlichen Stelle im Bauamt besteht die Möglichkeit, eine Doppelrolle (50 % 

Bauamt / 50 % Wasserversorgung) zu etablieren und damit sowohl die Versorgungssicherheit als auch 

die Kontinuität zu stärken. 

6. Massnahmen des Stadtrats 

Der Stadtrat hat die angespannte Personalsituation im Bauamt zur Kenntnis genommen und sich vertieft 

mit den Ursachen und möglichen Lösungsansätzen auseinandergesetzt. Schnell war klar; Die steigende 

Aufgabenlast kann mit den vorhandenen Ressourcen nicht mehr im gewünschten Umfang bewältigt 

werden. 

 Externe Analyse 

Um eine objektive Grundlage für die weiteren Entscheide zu erhalten, beauftragte der Stadtrat ein 

externes Büro mit einer Analyse der Arbeitslast im Bauamt. Ziel war es, die Abläufe und die vorhandenen 

Stellenprozente zu überprüfen sowie aufzuzeigen, wo Arbeiten an Dritte ausgelagert oder wieder durch 

das Bauamt selbst übernommen werden könnten. 

Die Analyse kam zum Schluss, dass auf eine zusätzliche Stellenschaffung im Bauamt verzichtet werden 

könnte, wenn verschiedene Empfehlungen umgesetzt würden. Dazu gehörten unter anderem: 

‒ Vergabe Stellvertretung für die Wasserversorgung an Dritte 

‒ Verringerung von gebietsfremden Aufgaben, beispielsweise im Bereich Liegenschaftsunterhalt 

städtischer Immobilien 

‒ Vergabe von Gärtnerarbeiten (z. B. Rabattenpflege, Baumpflege) an externe Spezialisten 

Damit zeigte die Analyse einen möglichen Weg auf, die Arbeitslast mit den bestehenden Ressourcen zu 

bewältigen – allerdings unter der Bedingung, dass ein Teil der heutigen Aufgaben reduziert oder 

ausgelagert wird. 
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 Umsetzung der Empfehlungen 

Der Stadtrat nahm die Empfehlungen der externen Analyse auf und beschloss, diese im Sinne eines 

Pilotversuchs umzusetzen. Entsprechende Mittel für externe Vergaben wurden ins Budget 2026 

aufgenommen. 

Im Rahmen der Umsetzung zeigte sich jedoch rasch, dass dieses Vorgehen die gestellten Erwartungen 

nicht einlöste. Zum einen waren die vorgesehenen externen Auftragsvergaben deutlich kostenintensiver 

als eine interne Lösung. Zum anderen stellte sich heraus, dass insbesondere die Auslagerung der 

Stellvertretung im Bereich Wasserversorgung nicht realisierbar ist. Der Stadtrat führte dazu verschiedene 

Abklärungen durch. Mehrere Sanitärfirmen wurden angefragt und rund 15 umliegende Gemeinden 

kontaktiert, um mögliche Kooperationen zu prüfen. Das Ergebnis war ernüchternd, lediglich eine 

Gemeinde signalisierte ein loses Interesse, dies jedoch frühestens in etwa vier Jahren. 

Darüber hinaus zeigte sich, dass externe Lösungen neben den höheren Kosten auch zusätzliche 

Schnittstellen und Koordinationsaufwände mit sich bringen. Diese würden wiederum interne Ressourcen 

beanspruchen, sodass die erhoffte Entlastung nur teilweise eintreten würde. Insgesamt erwies sich 

dieser Lösungsweg damit als weder wirtschaftlich noch organisatorisch sinnvoll. 

 Erkenntnisse und Schlussfolgerung 

Die vom Stadtrat beauftragte externe Analyse zeigte zwar Möglichkeiten auf, wie das Bauamt mit den 

bestehenden Stellenprozenten arbeiten könnte. Die vorgeschlagenen Massnahmen (Auslagerungen, 

Reduktion gebietsfremder Aufgaben, externe Stellvertretung in der Wasserversorgung) erwiesen sich in 

der praktischen Umsetzung jedoch wie oben ausgeführt als nicht realisierbar. 

Die durchgeführten Abklärungen zeigten, dass die externe Auftragsvergabe sowohl höhere Kosten, als 

auch zusätzliche interne Koordinations- und Administrationsaufwände generiert. Gerade im zentralen 

Bereich Wasserversorgung ergab sich keine externe Lösung.  

Unter dem Strich hat sich damit bestätigt, dass eine interne Lösung in Form einer Stellenplanerhöhung 

die wirtschaftlichere, effizientere und nachhaltigere Variante darstellt. Mit der Schaffung zusätzlicher 

Stellenprozente kann das Bauamt die wiederkehrenden Aufgaben verlässlich erfüllen, die Qualität der 

Dienstleistungen sicherstellen und gleichzeitig die Versorgungssicherheit im Bereich Wasser langfristig 

stärken. 

7. Finanzielle Auswirkungen 

Die beantragte Stellenplanerhöhung umfasst insgesamt 100 Stellenprozente. Davon entfallen 50 % auf 

die Wasserversorgung (Spezialfinanzierung) und 50 % auf das Bauamt (Steuerhaushalt). Damit werden 

die Kosten der zusätzlichen Stelle zur Hälfte über die Spezialfinanzierung gedeckt und zur Hälfte dem 

Steuerhaushalt belastet. 

Aktuell werden die vorgesehenen 50 % für die Wasserversorgung nicht der Wasserversorgung belastet, 

sondern dem Bauamt bzw. den einzelnen Kontogruppen, da keine feste Stellvertretung vorhanden ist. 

Mit der neuen Stelle können diese Prozente wieder wirksam eingesetzt werden. 

Die jährlichen Gesamtkosten der zusätzlichen Stelle belaufen sich auf rund CHF 85'000.00 (inkl. 

Sozialabgaben). Zum Vergleich: Eine Auslagerung einzelner Aufgaben (z. B. Grünpflege, Unterhalt 

städtische Liegenschaften sowie Unterhalt Schieber) würden in etwa dieselben Kosten verursachen. 

Zusätzlich würde die externe Unterstützung von 40-50 % in der Wasserversorgung Kosten von 
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ca. CHF 90'000.00 verursachen. Die Gesamtkosten betragen damit voraussichtlich ca. CHF 175'000.00. 

Die Gesamtkosten für eine externe Vergabe übersteigen damit die internen Kosten bei Weitem und 

entsprechen nicht einer Unterstützung bzw. den Ressourcen im Leistungsumfang einer 100%-Anstellung. 

Mit der internen Lösung erhält die Stadt für die Hälfte der Aufwendungen mehr Leistung, mehr Flexibilität 

und mehr Qualität. Die Stellenplanerhöhung ist damit nicht nur sachlich begründet, sondern auch die 

wirtschaftlichere, effizientere und nachhaltigere Variante. 

8. Vergleich mit anderen Gemeinden 

Immer wieder stellt sich die Frage, wie sich der Stellenumfang des Bauamts im Vergleich mit anderen 

Gemeinden darstellt. Ein solcher Vergleich ist jedoch nicht zielführend, da die Aufgabenbereiche der 

Bauämter je nach Gemeinde sehr unterschiedlich ausfallen. Während in Stein am Rhein beispielsweise 

auch der Unterhalt städtischer Liegenschaften, Spielplätze, Friedhof, Wanderwege sowie die 

Unterstützung der Wasserversorgung im Bauamt angesiedelt sind, werden diese Aufgaben in anderen 

Gemeinden teilweise ausgelagert oder von anderen Abteilungen wahrgenommen. Hinzu kommt, dass 

auch bei gleichen Aufgaben die Rahmenbedingungen stark variieren können, etwa durch die Grösse des 

Gemeindegebiets, die Anzahl der Gemeindestrassen oder den Umfang an Grünflächen. Entscheidend ist 

daher nicht die Zahl der Stellenprozente im Vergleich, sondern die konkret zu erfüllenden Aufgaben in 

Stein am Rhein. 

9. Mögliche Folgen bei einer Nichtgenehmigung 

Eine Ablehnung der beantragten Stellenplanerhöhung hätte weitreichende Folgen für die Stadt Stein am 

Rhein. Die zusätzlichen, wiederkehrenden Arbeiten im Umfang von fast einem Vollzeitpensum bleiben 

unberücksichtigt, wodurch das Bauamt die heutigen Aufgaben nicht mehr im vorgesehenen Umfang 

erfüllen könnte. Rückstände im Unterhalt öffentlicher Anlagen, bei der Neophytenbekämpfung sowie im 

Strassen- und Liegenschaftsunterhalt wären die direkte Folge. 

Besonders kritisch wäre die Situation in sicherheitsrelevanten Bereichen wie Spielplätzen, Winterdienst 

oder Wanderwegen, wo die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben nicht in jedem Fall gewährleistet werden 

könnte. Zudem steigt das Risiko, dass präventive Unterhaltsarbeiten vernachlässigt werden, was 

langfristig zu deutlich höheren Folgekosten führt. 

Auch die Wasserversorgung bliebe ohne feste Stellvertretung ungenügend abgesichert. Der Leiter wäre 

weiterhin praktisch ständig in Bereitschaft, was seine Gesundheit und Leistungsfähigkeit gefährdet und 

die Kontinuität in diesem zentralen Bereich der städtischen Infrastruktur infrage stellt. 

Finanzielle Einsparungen wären mit einer Ablehnung nicht verbunden. Vielmehr müssten Aufgaben an 

Dritte vergeben werden, was höhere Kosten und zusätzlichen Koordinationsaufwand verursachen würde. 

Gleichzeitig bliebe die Belastung der Mitarbeitenden hoch, mit entsprechenden gesundheitlichen 

Risiken, Überstunden und der Gefahr von Kündigungen. 

In der Konsequenz müsste der Stadtrat die Leistungen des Bauamts überprüfen und anpassen, da die 

heutige Aufgabenfülle mit den vorhandenen Ressourcen nicht mehr bewältigt werden kann. Eine 

Nichtgenehmigung bedeutet damit faktisch den Abbau von Leistungen, die Beeinträchtigung von Qualität 

und Versorgungssicherheit sowie höhere externe Kosten. 
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10. Empfehlungen des Stadtrats 

Sehr geehrter Herr Präsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Stadtrat empfiehlt dem Einwohnerrat, der beantragten Stellenplanerhöhung um 100 Stellenprozente 

im Bereich Bauamt per 1. Januar 2026 zuzustimmen. Die zusätzlichen Ressourcen sind notwendig, um 

den gestiegenen Anforderungen gerecht zu werden, die Qualität der Leistungen im Bauamt und in der 

Wasserversorgung langfristig sicherzustellen und die Leistungsfähigkeit des Bereichs dauerhaft zu 

gewährleisten. Eine nachhaltige Stellenplanerhöhung ist dabei nicht nur eine Investition in die Qualität der 

städtischen Leistungen, sondern auch in die Gesundheit, Motivation und langfristige Bindung der 

Mitarbeitenden. Damit wird nicht nur die zuverlässige und fachgerechte Erfüllung der vielfältigen Aufgaben 

des Werkhofs sichergestellt, sondern auch die Grundlage für eine leistungsfähige, motivierte und 

zukunftsorientierte Verwaltung geschaffen. 

 

STADTRAT STEIN AM RHEIN 

 

 

Corinne Ullmann Timo Bär 

Stadtpräsidentin Stadtschreiber 


